
GESAMTVERBAND DER LAb!DW. ALTERSKASSEN 
- Körperschaft des öffentlichen Rechts - 
35 KASSEL, GOETHESTRASSE 21 

An die 

landwirtschaftlichen 

Alterskassen 

Betr * --_- - Beitragsbefreiung für Miterben ($ p Abs. 4 GAL); 
-12 Unternehmerstellung der Mitglieder der Erbengemein- 

schaft 
Bez&: Rundschreiben AH 15,/ 69 vom 10. März 1969 

Mit dem vorbezeichneten Schreiben haben wir die landw. Alters- 
kassen unter Bezugnahme auf die Urteile des Landessozialge- 
richts Rheinland-Pfalz vom 30. September 1964 - L 5 Lw - 15/64 - 
(RyndschreibenAH 4/65 vom 26. Januar 1965) und des Landessozial- 
gerichts Nordrhein-Westfalen vom 21. Juni 1967 - L 18 Lw 34/66 - 
(Rundschreiben AH 22/67 vom 18. September 1967) auf der Grund- 
lage oder Pressemitteilung über das Urteil des Bundessozialge- 
richts vom 26. Februar 1969 - 7'RLw 26/66 - unterrichtet. Nach- 
dem ber~eits die beiden genannten Landessozialgerichte die Ver- 
pachtung oder sonstige,Nutzungsüberlassung eines fititerbenan- 
teils anerkannt hatten, ist nunmehr auch~vom Bundessozialgericht 
bestätigt worden, daß aufgrund e i;:ei* ausdrücklichen oder still- 
schweigenden Vereinbarung aller Miterben das landiiirtschaftliche 
Unternehmen wirtschaftlich mit dem Übergang des Unternehmer- 
risikos auf einen Erben übertragen werden kam- Als wesentli- 
che Annahme einer derartigen überxtragung kann der Umstand spre- 
chen, da13 bei der spätcrcn Erbeauseinandersetzung das Allein- 
eigentum an dem Unternehmen diesem Miterben übertragen worden 
ist. Das Bundessozialgericht führt in den Gründen des Urteils 
foigmcies aus: 
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'INach dem vorgelegten Erbschein des Amtsgerichts 
-Jeunburg vorm Wald vom 14. Januar 1964 waren die 
Kläger PIiterben von je 1/18 des am 6. März 1,963 
in Goppoltsried verstorbenen Landwirts Franz 
Bauer. Durch notariellen Vertrag vom 4. Februar 
1965 setzten sie sich unter. Rufhebung der Erben- 
gemeinschaft in der Weise auseinander, daß der 
gesamte Grundbesitz in Goppoltsried Nr. 6 mit 
allen dami-t verbundenen Rechten auf die Witwe 
des Verstorben und Miterbin Franziska Bauergeh, 
Forster zum alleinigen Eigentum übertragen wurde, 

Die Beklagte forderte jeden der Kläger mit Bescheid 
vom 28. April 1964 auf, ab 1. März 1963 Beiträge 
gern33 $ 9 des Gesetzes über eine Altershilfe für 
Landw$rte (GAL 1961/63) zu entrichten. Die von den 
Klägern erhobenen Widersprüche wurden durch Be- 
scheide vom i5* Juli 1964 mit der Begründung zu- 
rtickgewiesen, daß nach denab i. Januar 1962 gel- 
tcnde,n'Bestimrnungen des GAL bei~Bewi.rtschaftung 
eines ,'andwit~tscilafl;lic~len Unternehmens durch eine 
Erbengemeinschaft s%mtiiche Miterben beitragspf'lich- 
tig,zur landwi~~tschaftliehen Alterskasse seien, 
Ein Antrag auf Beitragsbef'reiung,nach $~ 9 Abs. 4 
GAL lj61;'63 sei nicht innerhalb von sechs Monate~n 
nach dem Erbfall gestellt worden. 

Die von den Klägern hierg egen erhobene Klage 1hat 
das, Sozialgericht (SG) abgewiesen. Auf die Beru- 
fung der Kläger hat das Landessozialgericht (LSG) 
das -UrteiZ des SG und die Bescheide der Beklagten 
v'om 2S, April 1964 und 15,. Juli 1964 aufgehoben. 
Das LSG Ist der Auffassung, daß die Stellu,ng der 
Xiterben'als Miteigentümer noch nicht die Beitrags- 
pflichtöd auslöse; vielmehr komme es auf die tat-' 
sächlichen wirts~chaftlichenn Verhältnisse an. Wesent- 
lieh sei allein, wer das Risiko trage. Da die Kl.%- 
ger !teinerlei Beziehungen zu dem iandnirtschaftlichcn 
Unternehmen der Erbengemeinschaft gehabt hä.tten, 
könnten sie nicht als Mitunternehmer angesehen wer- 
den und seiei daher - auch ohne Antrag - nichtbei- 
tragspflichtig, 

Das'LSG hat die Revision zugelassen. 

Diit der Revision beantragt die Beklagte, 

das Urteil des Bayerischen LSG vom 11, Oktober 
1960 aufzuheben und die Berufung,der Kläger 
geo;-‘n das lJl,teil des SG Regensburg zurückzuwei- 
,Sn:\, 

hiifS!VeiSe 

das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sa- 
che zur erneuten Verhandiung und Entscheidung~ 
an das LSG zurüc~~zuvcrweisen c 
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,sie rügt, das LSG habe die '$§ 1 und 9 (jetzt $ 14) 
,GAL unrichtig angeWcndet. 

Die Klägerin zu 1.) ist im Revisionsverfahren nicht 
vertreten. 

Die Kläger zu 2.) und 3. ) beantragen, 

die Revision zurückzuweisen. 

Sie halten das angefochtene Urteil für richtig. 

Die nach$ 162 Abs. 1 Nr. 1 SGG statthafte Revision 
ist zulässig. Sie ist auch begründet. 

Rechtsgrundlage für den mit der Klage geltend gemach- 
ten Anspruch ist $ 9 Abs. 1 GAL in der Fassung des 
Gesctzcs ZUT Neuregelung der Altershilfe für Land- 
wirte vom 3. Juli 1961 (BG131 I, 845), geändert durch 
das Gesetz vom 23. Mai 1963 (DGB1 1, 353) - GAL 
1961/63 - (jetzt: $ 14 GAL iii der Fassung der Bekannt- 
machung vom 14. September 1965,: BGBl'I, lil'C9 - 
mit den Änderungen des ~irinnzplar~ungs-s-urld Ocs Fi- 
nanzendcrungsgesctzcs - GAL 1965 -)* Diese Vorschrift 
bestimmt, daß jeder,lar~d~~irtsc~iaf'tlic~le Unternehmer 
im Sinne, des E; 1 GAL vorbehaltlich der in $ 9 Abs. 2, 
3, 4 und 6 sowie $ 28 GAL i961/63 normierten Bef'rei- 
ungsmöglichkeiten beitragspflichtig ist. Streitig 
ist, ob die Kläger hiernach beitragspflichtig sind. 

Fällt .$ill land~lirtschaftliches Unternehmen durch Erh- 
fali in das (Gesamt-)Eigentum einer Erbnngcineirlschaft; 
so sirxd nach $ 9 Abs. 4 Satz 1 GAL 1961./63 vonder 
B&itragspflicht für die Dauer von höchstens zwei Jab- 
ren naeir dem ErbTall auf Antrag volljahrige landrrirt- 
schaftliehe Unternehmer zu befreien, dieeiner das 
land~rirtschnftliche Unternehmen betreibenden Erbenge- 
meinschaft angehören und nicht überwiegend in~,diesem 
Untornehmen tätig sind. Der Antrag ist nach ij 9 
Satz 2 GAL innerhalb von sec,hs Monaten nach dem Erb- 
fall bei der land~~ir,tschaftlichen Alterskasse ZU 

stellen. Von dieser Befreiungsmöglichkeit haben die 
Kläg-r nicht rechtzeitig Gebrauch gemacht. Denn Sie, 
haben es versäumt, innerlialb der Sechsmonatsfrist 
einin entsprechenden Antrag zu stellen, Die in $ 9 
iibs. 4 Satz 2 GAL l961/63 vorgeschriebene und von 
den Klägern vel'säumte Antragsfrist ist ailcrdings mit 
Inkrafttreten des GAL 1965 am 1. Mai 1965 weggefallen0 
Diese Vorschrift v!uräe ersatzlos gestrichen durch 
Art, lNr, 6 b,des 3* Gesetzes zur Änderung und Sr- 
gä:~zuhg des GRL vom 13. August 1965 (BG?% I, 801). 
Diese (günstigerei Rechtslage, die noch vor der 
letzten mündlichen Verhandlung vor dem Berufungsge- 
i,icht 111, Oktober 1966) in Kraft getret:?n ist, 
liomrrrt den Klägern nicht zugute. Die Gerichte haben 
ZWZ.I gr?~ndsätzlich jede Rechtsänderung ZU borZcksicl~- 
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doch im Einzelfall gcprtif't werden, ob nicht einzelne @it- 
erben aufgrund einer ausdrücklichen oder stillschweigenden 
Vereinbarung aller Miterben aus de* MItunternehmerste:lur,g 
ausgeschieden' sind. IilsoWeit wirg auf die Ausftihrunge;i ZU 
Ziffer 1 Abs, 1 äes Rundschreibens AH /8,/62 vom 2?. Aprii 
1962 verwiesen, mit dem -Zum Ausdruck gekorrmen ist, daß alle 
Miterben als ~Mitunternchmrr grundsätzlich beitragspflichtig 
sind, ei.nschräckrnd ist indessen festzustelicn, daR es iti 
Einzelfali der Prüfxng der Mituntcrnehmerstellun& drs Mit- 
er'ben bedarf. Sofern jedoch keine besonderen äui3eren Meric- . 
male auf einen Ausschluil eines Miterben aus der Mitunterneh- 
merstellung hindeuten, muß dies von dem zur Beitragszahlung 
herangezogenen Miterben der Alterskasse gegenüber geltend 
gernacht werden. Bis zum Beweis des Gegcntriis ist also ir' 
.. . L!berarnstimmung mit dem Bundess__._...., n7-i 11 FPriCkit d-;von __^ - a,,!:s71.. 'yeh<:yi, 
Ga.8 die Mitglieder der E~,bengemeinschaft'das -Lhnen angefal- 
lene landwirtschaftliche Unternehmen auf'Rechnung aller be- 
treiben. 

Nrichdem,das B,undt?ssozialgFricht hach Aufhebung des vorin- 
stanölichen Urtclls die Sache zu neuer Verhandlung und Er-it- 
scheidur - '& zu:rückverv~iesen hat, werden wir die %andvG.rtschait- 
liehen Alterskassen zu gegebener Zeit über die Entscheidu~tig~ 

,- dcs Landcssoziaigericbts unterrichten. 
," 


